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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Ausübung der Berufe des Masseurs, 
des Masseurs und medizinischen Bademeisters und des 
Krankengymnasten 

— Drucksache 41 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Wolff (Berlin) 


Der Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung 
der Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizi- 
nischen Bademeisters und des Krankengymnasten 
hat dem Bundestag bereits in der 2. Legislatur- 
periode Vorgelegen. Er wurde in der 190. Sitzung 
am 6. Februar 1957 in erster Lesung beraten und 
dem Ausschuß für Fragen des Gesundheitswesens 
überwiesen. Eine Beratung über diesen Gesetzent- 
wurf fand nicht mehr statt. 

Der Entwurf ist in der gleichen Fassung am 
30. November 1957 dem 3. Bundestag zugeleitet 
worden. Die Begründung für die Notwendigkeit 
einer neuen gesetzlichen Regelung der Ausübung 
der Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizi- 
nischen Bademeisters und des Krankengymnasten 
bitte ich aus der Regierungsvorlage zu entnehmen. 

Der Ausschuß hat den Entwurf unter Hinzu- 
ziehung von Sachverständigen eingehend beraten. 
Wie bei den Beratungen des Krankenpflegegesetzes 
sowie des Entwurfs über die Ausübung des Berufs 
der medizinisch-technischen Assistentin wurde auch 
bei diesem Entwurf die Frage, ob die Ausübung 
des Berufs oder die Berufsbezeichnung geschützt 
werden soll, eingehend behandelt. Diese grund- 
sätzliche Frage ist dahingehend geklärt worden, daß 
es unmöglich ist, die Berufsausübung der Masseure, 
Masseure und medizinischen Bademeister und der 
Krankengymnasten zu regeln und zu schützen, 
da eine genaue Abgrenzung des Tätigkeitsbereichs 
nicht möglich ist. Ein Teil der Verbände hatte bei 
den Beratungen die Befürchtung geäußert, daß die 
Beschränkung auf den Schutz der Berufsbezeichnung 


das Gesetz entwerte. Diese Befürchtung hat der 
Ausschuß nicht geteilt. Er ist vielmehr der An- 
sicht, daß nach der Verkündung des Gesetzes für 
I die Träger der Gesundheitspflege die Verpflichtung 
j wächst, für die entsprechenden Einrichtungen der 
Heilfürsorge in Zukunft Personen einzustellen, die 
staatlich geprüft sind und eine Erlaubnis nach § 1 
besitzen. 

Von einem Teil der Verbände wurde gefordert, 
daß die Ausbildung dps Masseurs und des Kran- 
kengymnasten zusammengelegt und damit die Be- 
rufe vereinigt werden sollten. Von Sachverständi- 
gen wurde demgegenüber dargelegt, daß die Ar- 
beitsbereiche des Krankengymnasten sich von denen 
des heilberuflich tätigen Masseurs weitgehend un- 
terscheiden. Ein eigener Berufsstand des Masseurs 
könne deshalb nicht entbehrt werden. Der Aus- 
schuß hat sich dieser Ansicht angeschlossen. 

Im einzelnen ist zu sagen: 

Zu § 2 Abs. 3 Satz 2 

| Bei der Diskussion tauchte wie bei der Erörte- 
I rung des Krankenpflegegesetzes die Frage auf, 

: wann eine in der Sowjetzone erteilte Erlaubnis zur 
| Ausübung der Berufe des Masseurs, des Masseurs 
und medizinischen Bademeisters und des Kranken- 
' gymnasten auch in Westdeutschland anerkannt wer- 
, den könne. Nach der Regierungsvorlage sollte die 
Entscheidung über die Anerkennung oder Versa- 
gung die Landesbehörde im Benehmen mit dem 
Bundesminister des Innern treffen, d. h., daß die 
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Landesbehörde den Bundesminister des Innern zu 
konsultieren hätte, aber nicht an seine Entscheidung 
gebunden ist. Der Ausschuß war der Auffassung, 
daß eine einheitliche Praxis der Behörden bei Er- 
teilung und Versagung der Erlaubnis unbedingt 
gesichert werden müsse und ersetzte die Worte ff im 
Benehmen" durch „im Einvernehmen". 

Zu § 4 Abs. 1 Nr. 3 

Zur Klarstellung wurde das Wort „Vorschriften" 
durch das Wort „Rechtsvorschriften" ersetzt. 

Zu § 8 Nr. 3 

Die Vorschrift ist neu gefaßt worden. 

Zu §§ 9 bis 12 

Die §§ 9, 11, 12 wurden gestrichen. Der Ausschuß 
hat sich insoweit den Empfehlungen des Bundes- 
rates angeschlossen, das Gesetz von den in diesen 
Paragraphen behandelten Detailfragen zu entlasten. 
Es erschien aber notwendig, die zeitliche Mindest- 
dauer des Lehrgangs im Gesetz festzulegen. Durch 
die Einfügung des Wortes „mindestens" in § 10 
Abs. 1 soll einer evtl, notwendigen zukünftigen 
Entwicklung Rechnung getragen werden. 

Zu § 13 

Der Ausschuß schlägt vor, die Bestimmung des 
§ 13 Abs. 2 als besonderen Paragraphen 15 a hinter 
§ 15 einzureihen und sie dahin zu ergänzen, daß 
der Bundesminister des Innern ermächtigt wird, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Ausbildung, die Prüfung und die prak- 
tische Tätigkeit zu regeln. 

Zu §§ 14 und 15 

Der Ausschuß ist der Stellungnahme des Bundes- 
rates gefolgt und schlägt vor, das Gesetz von eini- 
gen Detailbestimmungen zu entlasten. 


Zu § 17 

Der Ausschuß war der Ansicht, daß eine zu Un- 
recht geführte Berufsbezeichnung nicht als ord- 
nungswidrig gilt, sondern als Straftat angesehen 
werden müsse. Der Entwurf wurde entsprechend 
' geändert. 

1 Zu § 18 

Die Bestimmung des Absatzes 1, wann eine bisher 
erteilte staatliche Anerkennung als Masseur, Mas- 
seur und medizinischer Bademeister und Kranken- 
gymnast als Erlaubnis im Sinne des § 1 anzusehen 
sei, wurde unter Bezugnahme auf die in § 21 be- 
zeichnten Bestimmungen genauer gefaßt. 

Die Fristen in § 18 Abs. 2 wurden von einem 
halben Jahr auf ein Jahr und in § 18 Abs. 3 von 
j einem Jahr auf zwei Jahre heraufgesetzt. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß in der 
I Regierungsvorlage eine Bestimmung dahingehend 
fehlt, daß bereits anerkannte Lehranstalten für 
Massage oder für Krankengymnastik weiter an- 
erkannt bleiben. Er hielt es für richtig, eine solche 
Bestimmung in einem besonderen Paragraphen 18 a 
aufzunehmen. 

f - ' 

Zu § 19 

1 Der § 19 erhielt eine klarstellende Fassung. 

Zu § 21 Satz 1 

Für das Inkrafttreten des Gesetzes wurde der 
! 1. Januar 1959 vorgesehen, um den Lehranstalten 
und Behörden die notwendige Zeit zu geben, sich 
auf die neuen Vorschriften des Gesetzes und die 
hierzu ergehenden Durchführungsvorschriften ein- 
zustellen. 


Bonn, den 28. April 1958 

Frau Wolff (Berlin) 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 41 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 28. April 1958 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 
Dr. Stammberger Frau Wolff (Berlin) 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Ausübung der Berufe des Masseurs, des 
Masseurs und medizinischen Bademeisters und des Kranken- 
gymnasten 

— Drucksache 41 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung der 
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizini- 
schen Bademeisters und des Krankengymnasten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Die Erlaubnis 

zur Führung der Berufsbezeichnung 
§ 1 

Wer eine Tätigkeit unter der Bezeichnung „Mas- 
seur", „Masseur und medizinischer Bademeister" 
oder „Krankengymnast" ausüben will, bedarf der 
Erlaubnis. 

§ 2 

(1) Die Erlaubnis zur Führung der Bezeichnung 
„Masseur" oder „Krankengymnast" wird Personen 
erteilt, die nachweisen, daß sie 

1. an dem Lehrgang (§§ 9 bis 12) teilgenommen, 

2. die Prüfung (§ 13) bestanden und 

3. die praktische Tätigkeit (§ 14) abgeleistet 
haben. 

(2) Die Erlaubnis zur Führung der Bezeichnung 
„Masseur und medizinischer Bademeister" wird 
Personen erteilt, die nachweisen, daß sie nach be- 
standener Prüfung als Masseur (§ 13) die praktische 
Tätigkeit nach § 15 abgeleistet haben. 

(3) Die Erlaubnis kann in Ausnahmefällen auch 
Personen erteilt werden, die eine im Ausland er- 
worbene gleichwertige Ausbildung nachweisen, 
wenn der Bundesminister des Innern nicht wider- 
spricht. Die Erlaubnis kann nur im Benehmen mit 
dem Bundesminister des Innern versagt werden. 

(4) Die Erlaubnis gilt auch außerhalb des Landes, 
in dem sie erteilt wurde . 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung der 
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizini- 
schen Bademeisters und des Krankengymnasten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Die Erlaubnis 

zur Führung der Berufsbezeichnung 
§ 1 

unverändert 


§ 2 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Erlaubnis kann auch Personen erteilt wer- 
den, die eine außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes erworbene gleichwertige Ausbildung 
nachweisen. Die Erlaubnis kann nur im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern erteilt oder 
versagt werden. 

(4) entfällt 
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Entwurf 
§ 3 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn der 
Bewerber 

1. nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte ist, 

2. sich schwerer Verfehlungen schuldig gemacht 
hat, aus denen sich seine Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufs ergibt, oder 

3. wegen eines körperlichen Gebrechens, wegen 
Schwäche seiner geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht die für die Aus- 
übung des Berufs erforderliche Eignung nicht 
besitzt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 ist 
der Bewerber vorher zu hören. Ist der Bewerber 
nicht voll geschäftsfähig, so ist auch der gesetzliche 
Vertreter zu hören. 


§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 

1. eine Voraussetzung für die Erteilung der Erlaub- 
nis irrtümlich als gegeben angenommen worden 
ist oder 

2. nachträglich Tatsachen eingetreten sind, die die 
Versagung der Erlaubnis nach § 3 rechtfertigen 
würden, oder 

3. der Inhaber der Erlaubnis den für die Ausübung 
des Berufs erlassenen Vorschriften wiederholt 
zuwidergehandelt oder unbefugt die Heilkunde 
ausgeübt hat. 

(2) Der Inhaber der Erlaubnis ist vorher zu hören. 
Ist er nicht voll geschäftsfähig, so ist auch der ge- 
setzliche Vertreter zu hören. 


§ 5 

Eine Erlaubnis, die auf Grund des § 4 Abs. 1 Nr. 2 
oder 3 zurückgenommen wurde, kann wiedererteilt 
werden, wenn Tatsachen eingetreten sind, die eine 
Wiedererteilung unbedenklich erscheinen lassen. 


§ 6 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auch 
für Masseurinnen, Masseurinnen und medizinische 
Bademeisterinnen sowie für Krankengymnastinnen. 


II. Die Lehranstalten 
§ 7 

Die nach § 2 Abs. 1 vorgeschriebene Ausbildung 
erfolgt in Lehranstalten für Massage oder für Kran- 
kengymnastik, die als zur Ausbildung geeignet 
staatlich anerkannt sind (§ 8), und in Anstalten, 
die zur Ausbildung ermächtigt sind (§ 14). 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 3 

unverändert 


§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. der Inhaber der Erlaubnis den für die Ausübung 
des Berufs erlassenen Rechtsvorschriften wieder- 
holt zuwidergehandelt oder unbefugt die Heil- 
kunde ausgeübt hat. 

(2) unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 

II. Die Lehranstalten 
§ 7 

unverändert 
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Entwurf 

§ B 

Eine Lehranstalt ist zur Ausbildung geeignet, 
wenn sie 

1. von einem geeigneten Arzt geleitet wird, 

2. über die für die vorgesehene Höchstzahl der 
Schüler erforderlichen Ausbildungsmöglichkeiten 
verfügt, insbesondere 

a) über eine ausreichende Zahl geeigneter Lehr- 
kräfte für den theoretischen und praktischen 
Unterricht verfügt, 

b) die erforderlichen Räume und Einrichtungen 
besitzt und 

3. einer geeigneten Krankenanstalt angegliedert ist. 


Geeignet für die Leitung der Lehranstalt für Mas- 
sage ist nur ein Arzt, der über besondere Kennt- 
nisse in der Massage und der physikalischen Thera- 
pie verfügt, geeignet für die Leitung einer Lehr- 
anstalt für Krankengymnastik ist nur ein Arzt, der 
über besondere Kenntnisse in der Krankengym- 
nastik und der physikalischen Therapie verfügt. 


III. Der Lehrgang 
§ 9 

(1) Bewerber um die Zulassung zum Besuch einer 
Lehranstalt für Massage haben nachzuweisen 

1. die Vollendung des 17. Lebensjahres, 

2. eine abgeschlossene Volksschulbildung oder eine 
gleichwertige Schulbildung , 

3. ihre körperliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs durch Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses . 

Sie haben ferner ein polizeiliches Führungszeugnis 
beizubringen. 

(2) Bewerber um die Zulassung zum Besuch einer 
Lehranstalt für Krankengymnastik haben nachzu- 
weisen 

1. die Vollendung des 18. Lebensjahres, 

2. eine Schulbildung, die mindestens der mittleren 
Reife entspricht, 

3. eine mindestens halbjährige pflegerische Tätig- 
keit in einem Krankenhaus, 

4. ihre körperliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs durch Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses. 

Sie haben ferner ein polizeiliches Führungszeugnis 
beizubringen. 

(3) Von dem Nachweis nach Absatz 2 Nr. 2 kann 
abgesehen werden, wenn der Bewerber bei der 
Stellung des Antrages zum Besuch der Lehranstalt 
mindestens fünf Jahre auf Grund einer Erlaubnis 
zur Führung der Bezeichnung „Masseur" oder 
„Masseur und medizinischer Bademeister " tätig 
war. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 8 

Eine Lehranstalt ist zur Ausbildung geeignet, 
wenn sie 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. einer oder mehreren Krankenanstalten angeglie- 
dert ist oder ihre Zusammenarbeit mit geeigne- 
ten Krankenanstalten sichergestellt hat. 

Geeignet für die Leitung der Lehranstalt für Mas- 
sage ist nur ein Arzt, der über besondere Kennt- 
nisse in der Massage und der physikalischen Thera- 
pie verfügt, geeignet für die Leitung einer Lehr- 
anstalt für Krankengymnastik ist nur ein Arzt, der 
über besondere Kenntnisse in der Krankengym- 
nastik und der physikalischen Therapie verfügt. 


III. Der Lehrgang 
§ 9 

entfällt 
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Entwurf 

§ 10 

(1) Der Lehrgang in der Massage dauert ein Jahr, 
der Lehrgang in der Krankengymnastik zwei Jahre. 

(2) Die Dauer des Lehrganges in der Kranken- 
gymnastik wird um sechs Monate verkürzt für 

1. Turn- und Sportlehrer mit zweijähriger Ausbil- 
dung an einer staatlich anerkannten Lehranstalt, 

2. Gymnastiklehrer mit zweijähriger Ausbildung 
an einer staatlich anerkannten Lehranstalt, 

3. Masseure mit einer Erlaubnis nach § 1. 

§ 11 

Auf die Dauer des Lehrgangs werden angerechnet 

1. Unterbrechungen durch Ferien von nicht mehr 
als zwei Wochen für die Teilnehmer des Lehr- 
gangs in der Massage, von nicht mehr als acht 
Wochen für die Teilnehmer des Lehrgangs in der 
Krankengymnastik, 

2. Unterbrechungen wegen Erkrankung von nicht 
mehr als sechs Wochen. 

§ 12 

(1) Der Lehrgang in der Massage muß folgende 
Lehrfächer umfassen: 

1. Bau und Verrichtungen des menschlichen Kör- 
pers unter besonderer Berücksichtigung der Be- 
wegungsorgane, der Atmung, der Bauchorgane , 
des Kreislaufs und der Haut, 

2. Krankheitslehre, soweit sie für die Ausübung 
der Massage erforderlich ist, 

3. Lehre von der Massage (Zweck, Wirkung, Aus- 
führung, Gegengründe, Gefahren), 

4. praktische Ausführung der Massagen und der 
einfachen aktiven Bewegungsübungen, 

5. Grundlagen und Ausführung der Wärme- und 
Lichtbehandlung und der Schwachstrombehand- 
lung ausschließlich der Elektrogymnastik, Grund- 
begriffe der Strahlenheilkunde, 

6. Grundlagen und Ausführung medizinischer Bäder, 
sämtliche Badeanwendungen einschließlich der 
Kneippschen Verfahren, Grundbegriffe der Bade- 
heilkunde, 

7. medizinische Fußpflege, 

8. Verbandlehre und Erste Hilfe, 

9. Berufslehre (gesetzliche Vorschriften, Umgang 
mit Kranken, Berufskrankheiten, Unfallschutz). 

Der Unterricht umfaßt mindestens 400 Unterrichts- 
stunden. 

(2) Der Lehrgang in der Krankengymnastik um- 
faßt folgende Lehrfächer: 

1. Bau und Verrichtungen des menschlichen Körpers, 

2. Krankheitslehre, soweit sie für die Ausübung 
der Krankengymnastik erforderlich ist, 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 10 

(1) Der Lehrgang in der Massage dauert minde- 
stens ein Jahr, der Lehrgang in der Krankengym- 
nastik mindestens zwei Jahre. 

(2) unverändert 


§ 11 

entfällt 


§ 12 

entfällt 
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Entwurf 

3. allgemeine Gymnastik und Sport, 

4. Massage und krankengymnastische Technik, 

5. Grundlagen und Ausführung der physikalischen 
Therapie einschließlich der Bäderbehandlung, 
der Elektro-, Licht- und Wärmebehandlung, 
Grundbegriffe der Strahlenheilkunde, 

6 . Beschäftigungstherapie, 

7. Verbandlehre und Erste Hilfe, 

8. Berufslehre (gesetzliche Vorschriften, Umgang 
mit Kranken, Berufskrankheiten, Unfallschutz). 

(3) Neben dem Unterricht sind praktische Übun- 
gen durchzuführen. 

§ 13 

(1) Die erfolgreiche Teilnahme an dem Lehrgang 
ist durch eine Prüfung vor staatlichen Prüfungs- 
ausschüssen nachzuweisen. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Prüfungsordnungen für Masseure und für 
Krankengymnasten. 


IV. Praktische Tätigkeit 
§ 14 

(1) Die praktische Tätigkeit in der Massage und 
in der Krankengymnastik dauert ein Jahr. Sie ist 
an einer zur Annahme von Praktikanten ermächtig- 
ten Krankenanstalt abzuleisten und in der Regel 
innerhalb eines Jahres nach Ablegung der Prüfung 
zu beginnen. 


(2) Die praktische Tätigkeit in der Massage ist 
unter Aufsicht eines staatlich geprüften Masseurs 
abzuleisten. Sie kann bis zur Dauer von sechs 
Monaten auch an einer medizinischen Badeanstalt, 
die zur Annahme von Praktikanten ermächtigt ist, 
unter Aufsicht eines medizinischen Bademeisters 
abgeleistet werden. 

(3) Die praktische Tätigkeit in der Krankengym- 
nastik ist unter Aufsicht eines Krankengymnasten 
abzuleisten. 

(4) Wird die praktische Tätigkeit länger als zwei 
Wochen unterbrochen, so muß die über diese Frist 
hinausgehende Zeit nachgeholt werden. 

§ 15 

(1) Personen, die die Bezeichnung „Masseur und 
medizinischer Bademeister" führen wollen, müssen 
eine halbjährige praktische Tätigkeit nach § 14 
Abs. 2 Satz 1 und eine einjährige praktische Tätig- 
keit nach § 14 Abs. 2 Satz 2 ableisten. 

(2) § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 finden ent- 
sprechende Anwendung. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 13 

(1) unverändert 


(2) entfällt hier 

s i e h e § 15 a 


IV. Praktische Tätigkeit 
§ 14 

Die praktische Tätigkeit in der Massage und in 
der Krankengymnastik dauert ein Jahr. Sie ist an 
einer zur Annahme von Praktikanten ermächtigten 
Krankenanstalt unter Aufsicht eines geprüften 
Masseurs oder eines Krankengymnasten abzulei- 
sten. Die praktische Tätigkeit in der Massage kann 
bis zur Dauer von sechs Monaten auch an einer 
medizinischen Badeanstalt, die zur Annahme von 
Praktikanten ermächtigt ist, unter Aufsicht eines 
medizinischen Bademeisters abgeleistet werden. 


§ 15 

Personen, die die Bezeichnung „Masseur und 
medizinischer Bademeister" führen wollen, müssen 
eine halbjährige praktische Tätigkeit in der Mas- 
sage nach § 14 Satz 1 und 2 und eine einjährige 
praktische Tätigkeit nach § 14 Satz 3 ableisten. 
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Entwurf 


siehe § 13 Abs. 2 


V. Zuständigkeiten 

§ 16 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 3 r § 4 
Abs. 1, §§ 5 und 18 Abs. 2 trifft die für den Wohn- 
sitz des Berufsangehörigen zuständige Verwal- 
tungsbehörde. 

(2) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 und 2, 
§ 14 Abs. 1, § 15 Abs. 2 und § 18 Abs. 3 und 4 trifft 
die Verwaltungsbehörde, in deren Bereich die Prü- 
fung abgelegt worden ist. 

(3) Die Entscheidungen nach § 9 Abs . 3 sowie 
§ 14 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 trifft die Verwal- 
tungsbehörde, in deren Bereich die Anstalt liegt. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne dieses Geset- 
zes ist die fachlich zuständige oberste Landes- 
behörde oder die von ihr bestimmte Verwaltungs- 
behörde. 


VI. Ordnungswidrigkeiten 

§ 17 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne die Er- 
laubnis nach § 1 zu besitzen, eine der in §§ 1 und 6 
genannten Berufsbezeichnungen führt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


VII. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 18 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
staatliche Anerkennung als Masseur, als Masseur 
und medizinischer Bademeister oder als Kranken- 
gymnast gilt als Erlaubnis nach § 1. 


(2) Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Tätigkeit des Masseurs mindestens acht Jahre aus- 
geübt hat, ohne eine staatliche Anerkennung zu 
besitzen, oder wer eine Prüfung an einer den 
staatlich anerkannten Lehranstalten für Kranken- 
gymnastik gleichzuachtenden Lehranstalt abgelegt 
hat, erhält eine Erlaubnis nach § 1, falls er dies 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

IV a. Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
§ 15 a 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Ausbildung, die Prüfung und die prak- 
tische Tätigkeit zu regeln. 


V. Zuständigkeiten 
§ 16 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Entscheidungen nach § 7 und § 14 Satz 2 
trifft die Verwaltungsbehörde, in deren Bereich die 
Anstalt liegt. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne dieses Ge- 
setzes ist die von der Landesregierung bestimmte 
Verwaltungsbehörde. 


VI. Strafbestimmung 

§ 17 

Mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 

wer ohne die Erlaubnis nach § 1 zu besitzen, eine 
der in §§ 1 und 6 genannten Berufsbezeichnungen 
führt. 


VII. Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 18 

(1) Eine staatliche Anerkennung als Masseur, als 
Masseur und medizinischer Bademeister oder als 
Krankengymnast, die aufgrund der in § 21 be- 
zeichneten Bestimmungen oder aufgrund sonstiger, 
vor dem 8. Mai 1945 im Gebiet des Deutschen 
Reiches erlassener Bestimmungen erteilt worden 
ist, gilt als Erlaubnis nach § 1. 

(2) Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Tätigkeit des Masseurs mindestens acht Jahre aus- 
geübt hat, ohne eine staatliche Anerkennung zu 
besitzen, oder wer eine Prüfung an einer den staat- 
lich anerkannten Lehranstalten für Krankengym- 
nastik gleichzuachtenden Lehranstalt abgelegt hat, 
erhält eine Erlaubnis nach § 1, falls er dies binnen 
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Entwurf 

binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beantragt und falls kein Versagungsgrund 
nach § 3 vorliegt. 

(3) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Tätigkeit des Masseurs weniger als acht Jahre aus- 
geübt hat, ohne eine staatliche Anerkennung zu 
besitzen, erhält die Erlaubnis nach § 1, wenn er 
die Voraussetzung des § 2 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt hat 
und kein Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. Er 
wird zur Prüfung zugelassen, ohne daß es des 
Nachweises der Teilnahme an einem Lehrgang be- 
darf, wenn er sich innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Prüfung meldet. 

(4) Masseure, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eine staatliche Anerkennung besitzen oder 
denen eine Erlaubnis nach Maßgabe des Absatzes 2 
erteilt ist, erhalten die Erlaubnis zur Führung der 
Bezeichnung „Krankengymnast“, wenn sie an einer 
staatlich anerkannten Lehranstalt für Krankengym- 
nasten eine Sonderprüfung abgelegt haben und 
kein Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. Dies gilt 
nur für Bewerber, die sich bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Prü- 
fung melden. Der Bundesminister des Innern er- 
läßt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates eine Prüfungsordnung für diese Son- 
derprüfung. 


§ 19 

Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnene 
Ausbildung in der Massage oder in der Kranken- 
gymnastik wird nach den bisher geltenden Vor- 
schriften abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbil- 
dung erhält der Bewerber eine Erlaubnis nach § 1. 


§ 20 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 21 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

Gleichzeitig treten, soweit sich nicht aus § 19 etwas 
anderes ergibt, alle entgegenstehenden Vorschrif- 
ten außer Kraft, insbesondere 
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einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
antragt und falls kein Versagungsgrund nach § 3 
vorliegt. 

(3) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Tätigkeit des Masseurs weniger als acht Jahre 
ausgeübt hat, ohne eine staatliche Anerkennung 
zu besitzen, erhält die Erlaubnis nach § 1, wenn er 
die Voraussetzung des § 2 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt hat 
und kein Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. Er 
wird zur Prüfung zugelassen, ohne daß es des 
Nachweises der Teilnahme an einem Lehrgang be- 
darf, wenn er sich binnen zwei Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zur Prüfung meldet. 

(4) unverändert 


§ 18a 

Lehranstalten für Massage oder für Krankengym- 
nastik, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
staatliche Anerkennung erhalten haben, gelten 
weiterhin als staatlich anerkannt nach § 7, falls die 
Anerkennung nicht zurückgenommen wird. 

§ 19 

Eine Ausbildung in der Massage oder in der 
Krankengymnastik, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgrund der in § 21 bezeichneten Be- 
stimmungen oder aufgrund sonstiger, vor dem 8. 
Mai 1945 im Gebiet des Deutschen Reiches erlas- 
sener Bestimmungen begonnen worden ist, wird 
nach diesen Vorschriften abgeschlossen. Nach Ab- 
schluß der Ausbildung erhält der Bewerber eine 
Erlaubnis nach § 1. 

§ 20 

unverändert 


§ 21 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1959 in Kraft. 
Gleichzeitig treten, soweit sich nicht aus § 19 etwas 
anderes ergibt, außer Kraft 
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Entwurf 

1. die Verordnung des Senats der Freien und 
Hansestadt Hamburg betr. das untere Heil- und 
Pflegepersonal vom 17. Dezember 1915 (Amts- 
blatt der Freien und Hansestadt Hamburg 
S. 129) hinsichtlich der Masseure, 

2. der Runderlaß des Preußischen Ministers für 
Volkswohlfahrt vom 10. Juli 1923 betr. staat- 
liche Prüfung von Masseuren (Amtsblatt Volks- 
wohlfahrt S. 394), 

3. die Verordnung des Badischen Ministers des 
Innern über die staatliche Prüfung von Kran- 
kengymnastinnen vom 23. September 1935 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 278), 

4. die Verordnung des Württembergischen Innen- 
ministers über die staatliche Prüfung von Mas- 
sierern vom 7. Mai 1937 (Regierungsblatt für 
Württemberg S. 37), 

5. die Verordnung des Badischen Ministers des 
Innern über die staatliche Prüfung von Massie- 
rern (Massiererinnen) und Fußpflegern (Fuß- 
pflegerinnen) vom 12. April 1937 (Badisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 55) in der Fas- 
sung der Verordnung vom 28. Oktober 1937 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 289), 

6. die Verordnung des Regierenden Bürgermei- 
sters in Bremen über die staatliche Prüfung 
von Masseuren und Masseusen vom 21. Dezem- 
ber 1938 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 231), 

7. die Verordnung des Senats der Hansestadt 
Hamburg über die Ausbildung und Prüfung von 
Krankengymnastinnen vom 24. Februar 1948 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 9), 

8. die Verordnung des Niedersächsischen Staats- 
ministeriums über die berufsmäßige Ausübung 
der Massage vom 4. Oktober 1948 (Niedersäch- 
sisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 162), 

9. die Verordnung des Niedersächsischen Staats- 
ministeriums über die berufsmäßige Ausübung 
der Krankengymnastik und die Errichtung von 
Krankengymnastikschulen vom 28. Januar 1949 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 39), 

10. das Bremische Gesetz über die staatliche Aner- 
kennung von Krankengymnasten und die Er- 
richtung von Krankengymnastikschulen vom 
4. Juli 1950 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 77), 

11. das Gesetz des Landes Bayern über Masseure 
und medizinische Bademeister vom 28. Septem- 
ber 1950 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 209), 

12. das Bayerische Gesetz über Krankengymnasten 
vom 30. April 1952 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 165), 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
1 . unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 
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13. das Bremische Gesetz zur Änderung des Geset- 13. unv 
zes über die staatliche Anerkennung von Kran- 
kengymnasten und die Errichtung von Gym- 
nastikschulen vom 27. Mai 1952 (Gesetzblatt 

der Freien Hansestadt Bremen S. 39), 

14. die Berliner Verordnung über die Ausbildung, 14. unv 
Prüfung und staatliche Anerkennung von Kran- 
kengymnasten vom 16. Dezember 1953 (Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin S. 1504). 


rändert 


rändert 
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